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Prommillegrenze 
fällt für 

Freizeitkapitäne 

Schifffahrt Der Bundesrat hebt 
die Promillegrenze für Gummi
bootfahrerper Anfang 2020 auf. 
Die Freizeitkapitäne unterstehen 
aber weiterhin der gesetzlichen 
Vorgabe, dass das Boot nur von 
fahrtüchtigen Personen gesteuert 
werden darf. Die 0,5-Promille
grenze für Fahrer von Sport-und 
Freizeitschiffen war erst vor gut 
fünf Jahren eingeführt worden. 
Mit dieser Änderung gilt im 
Schiffsverkehr seither derselbe 
Alkoholgrenzwert wie im Stras
senverkehr. 

Nun hat der Bundesrat ent
schieden, die alte Praxis, die vor 
2014 in Kraft war, wieder einzu
führen. Das Bundesamt für Ver
kehr (BAV) hatte die Verord
nungsänderung vor einem Jahr in 
die Vernehmlassung geschickt. 
Zwar ist es auch weiterhin nicht 
erlaubt, ein Schiff zu führen, 
wenn die Fahrfähigkeit wegen Al
kohol beeinträchtigt ist. Die Bin
nenschifffahrtsverordnung defi
niert jedoch nicht mehr, ab wel
chem Promillewert jemand als 
fahrunfähig gilt. Bei allfälligen 
Kontrollen muss individuell fest
gelegt werden, ob die Fahrfähig
keit gegeben ist. 

Der Bundesrat erklärt die 
Kehrtwende damit, dass die Ein
haltung des Alkoholwertes bei 
Führern von Gummibooten und 
kleinen Schiffen schwierig zu 
kontrollieren sei und von diesen 
Booten eine geringere Gefähr
dung ausgeht, als von motorisier
ten Schiffen. Keine Promillegren
ze gibt es für Kapitäne von Schif
fen, die kürzer als 2,50 Meter 
sind. Gemeint sind etwa Strand
boote, Rennruderboote, Wind
surf-und Kiteboards sowie nicht
motorisierte Gummiboote bis zu 
einer Länge von 4 Metern. 

Der Entscheid ist umstritten. 
«Zum wiederholten Mal werden 
Gesetze im Zusammenhang mit 
Alkohol gelockert», so Philipp 
Hadorn, Präsident des Blauen 
Kreuzes in einer Mitteilung. Der 
Bundesrat nehme eine Zunahme 
von Unfällen in Kauf. (sda) 

ANZEIGE 

~ lvnA..J Jn, 4.y r 
Donnerstag, 2. Mai 2019 

Wie gut sind Schweizer Gymis? 
Bildung Bundesbern streitet sich darüber, ob die Qualität Schweizer Gymnasien verglichen werden soll. Der 

Nationalrat setzt auf Transparenz. Kantonsvertreter warnen vor einer Ranking-Kultur wie in den USA. 

Roger Braun 

Vor gut zehn Jahren brach die 
ETH Zürich ein Tabu. Sie gab be
kannt, welche Gymnasien die er
folgreichsten ETH-Studenten 
hervorgebracht hatten. Top war 
die Kantonsschule Rychenberg in 
Winterthur. Flop war das Gymna
sium Immensee im Kanton 
Schwyz. Lehrer, Rektoren und Er
ziehungsdirektoren reagierten 
empört: Die Untersuchung sei 
verzerrt, vergleiche Birnen mit 
Äpfeln, schimpften sie. Die Reak
tion verfehlte ihre Wirkung nicht. 
Es war bis heute der letzte natio
nale Vergleich der Gymnasien. 

Nun nimmt der Nationalrat 
einen neuen Anlauf, die Qualität 
der Schweizer Gymnasien zu be
leuchten. In der Herbstsession 
befürwortete der Nationalrat mit 
181 zu 3 Stimmen eine Motion der 
Luzerner CVP-Nationalrätin An
drea Gmür. Sie fordert, dass der 
Bund künftig den Studienerfolg 
der Abgänger unterschiedlicher 
Gymnasien veröffentlicht. Die 
Daten liegen beim Bund vor, sind 
allerdings ausschliesslich für ein
zelne Kantone abrufbar. Gmür 
versteht nicht, wieso man dieses 
Potenzial nicht nutzt: «Die Daten 
könnten wichtige Hinweise dar
auf geben, was an den Gymna
sien verbessert werden kann.» 

Plötzlich kommt 
geballter Widerstand 

So weit, so gut. Bis= Sitzung der 
Bildungskommission des Stände
rats dieser Woche. Mit 7 zu 0 
Stimmen bei einer Enthaltung 
lehnen die Kantonsvertreter die 
Motion von Gmür überraschend 
ab. «Wir wollen keine Ranking
Kulturwie in den USA», begrün
det Kommissionspräsident Ruedi 
N oser das klare Nein. Der Erfolg 
eines Gymnasiums messe sich 
nicht nur an der Studierfähigkeit, 
sondern auch an der Persönlich
keitsentwicklung, sagt der Zür-

Der Nationalrat will wissen, wer an der Universität erfolgreich ist. Bild: Gaetan Bally/KEY (Zürich, 13. April 2015) 

eher FDP-Ständerat. «Wenn sich 
die Gymnasien nur noch am Ran
king orientieren, kommen musi
sche Fächer wie Musik oder 
Zeichnen unter die Räder.» No
ser warnt auch davor, einen Stu
dienabbruch mit mangelhafter 
Qualität am Gymnasien zu ver
binden. Zu verschieden seien die 
Motive für einen Abbruch. 

Für Gmür gibt es hingegen 
keinen Zweifel an einem Zusam
menhang zwischen der Qualität 
eines Gymnasiums und dem Stu
dienerfolg an einer Hochschule. 
Um den Stellenwert der musi
schen Fächer macht sie sich keine 
Sorgen, wenn der Studienerfolg 
der Gymnasien künftig veröffent
licht wird. «Denn auch musische 
Fächer tragen ihren Teil bei, dass 

ein Student eine Studium erfolg
reich durchläuft.» Gmür sieht 
den wahren Grund des Wider
stands woanders: «Die Kantone 
und Gymnasien wollen vor allem 
darum keine Transparenz, weil 
sie sich fürchten, schlecht abzu
schneiden.» 

Wirtschaft will 
Offenlegung 

Unterstützt wird Gmür von der 
Wirtschaft. «Der Entscheid der 
Ständeratskommission ist völlig 
unverständlich», sagt Economie
suisse-Chefökonom Rudolf 
Minsch. Der Wirtschaftsdachver
band hatte im Nachgang zur 
ETH-Studie aus dem Jahre 2008 
sämtliche Gymnasien ange
schrieben und nach den Folgen 

gefragt. «Das Ergebnis zeigte 
deutlich: Die Gymnasien haben 
nicht nur Verbesserungsmass
nahmen diskutiert, sondern viele 
auch solche beschlossen», sagt 
Minsch. Für ihn steht ausser Fra
ge, dass die Daten an die Öffent
lichkeit gehören. «Der Steuer
zahler hat das Recht zu wissen, ob 
die von ihm finanzierten Schulen 
ihre Qualität bringen oder nicht.» 

Minsch wirft den Kantonen 
eine «unverständliche Blockade
politik» vor. «Das Verhalten 
weckt den Verdacht, dass die 
Schulen etwas zu verbergen ha
ben.» Minsch beklagt eine Soi
Häfeli-Soi-Deckeli-Politik. «Of
fensichtlich wollen sich die guten 
und schlechten Gymnasien nicht 
wehtun und decken sich des-

«Die Kantone wollen 
vor allem darum 
keine Transparenz, 
weil sie sich fürchten, 
schlecht 
abzuschneiden.» 

AndreaGmür 
Nationalrätin (CVP/LU) 

halb», sagt er. Für ihn ist das ein 
grosser Fehler, denn die Qualität 
des Schulsystems sei entschei
dend für den Erfolg der Schweiz. 
«Es besteht die Gefahr, dass wir 
uns in der guten Situation son
nen, anstatt uns kritisch zu hin
terfragen», sagt er. «Rankings 
motivieren einem, ständig besser 
zu werden.» 

Die Ständeratskommission 
sieht dagegen keinen Handlungs
bedarf. «Die Kantone können die 
Daten bereits heute heranziehen, 
um ihre Schulen zu verbessern», 
sagt Noser. «Wer die Daten öf
fentlich machen will, kann im 
Kantonsrat einen Vorstoss einrei
chen.» Gmür entgegnet, es gehe 
darum, die Daten schweizweit zu 
vergleichen. «Eine nationale De
batte zu den Voraussetzungen gu
ter Gymnasien kann der Schweiz 
nur guttun», sagt sie. 

Ob es so weit kommt, ist un
gewiss. Der Ständerat orientiert 
sich meist stark an der vorbera
tenden Kommission. Auch wenn 
ein Drittel der Kommission bei 
der Abstimmung abwesend war: 
Die Wahrscheinlichkeit, dass 
Gmür im Ständerat aufläuft, ist 
hoch. 
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